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Schriftlidier Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 8. April 1965 zur Einsetzung 
eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 

— Drucksache IV/3530 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Furier 


1. Der Gesetzentwurf — Drucksadie IV/3530 — | 

wurde vom Bundestag in erster Beratung am | 
15. Juni 1965 dem Ausschuß für auswärtige An- I 
gelegenheiten zur weiteren Behandlung über- 
wiesen. Er ist das Ratifikationsgesetz zu dem am 
8. April 1965 Unterzeichneten Vertrag zur Ein- 
setzung eines gemeinsamen Rates und einer ge- 
meinsamen Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften. Der Ausschuß hat den Gesetzent- ’ 
wurf in seiner Sitzung am 16. Juni 1965 abschlie- 
ßend beraten. Er hat ihm zugestimmt und dabei 
die Stellungnahme des Bundesrates, die dieser in 
seiner Sitzung vom 4. Juni 1965 abgegeben hat, 
berücksichtigt. i 

2. Das Vertragswerk besteht aus 1 

a) einem Vertrag zur Einsetzung eines gemein- 
samen Rates und einer gemeinsamen Kom- ^ 
mission der Europäischen Gemeinschaften, ! 

b) im Anhang dazu einem Protokoll über die 
Vorrechte und Befreiungen der Europäischen 
Gemeinschaften, 

c) einer Schlußakte der Konferenz und als An- 
lage dazu einem Auftrag an die gemeinsame 
Kommission zur Rationalisierung ihrer 
Dienststellen und einer Erklärung der Re- 
gierung der Bundesrepublik Deutschland über 
die Geltung des Vertrages zur Einsetzung 
eines gemeinsamen Rates und einer gemein- 
samen Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften sowie des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl für Berlin. 


Die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaften haben fer- 
ner den im Artikel 37 des Vertrages vorgesehe- 
nen Beschluß über die vorläufige Unterbringung 
bestimmter Organe und Dienststellen der Ge- 
meinschaften unterzeichnet. Der Beschluß tritt 
gleichzeitig mit dem Vertrag in Kraft. Der Text 
des Beschlusses bedarf nicht der parlamentari- 
schen Zustimmung. 

3. Durch den Vertrag wird die Koordinierung der 
drei Gemeinschaften gefördert. Er hat damit 
über den technischen Rahmen hinaus eine poli- 
tische Bedeutung und entspricht in seinen Grund- 
gedanken einer alten Forderung des Europä- 
ischen Parlaments, die dieses bereits in seiner 
Entschließung vom 27. Juni 1958 aufgestellt 
hatte. Auf Initiative des Parlaments hin war die 
Fusion auch Gegenstand der Kolloquien mit den 
Räten in den Sitzungsperioden vom November 
1959 und November i960. In einer Entschließung 
vom 24. November 1960 forderte das Europäische 
Parlament ausdrücklich die Fusion der Exekuti- 
ven. Seine Bemühungen fanden die Unterstüt- 
zung der Kommissionen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft und der Hohen Behörde der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl so- 
wie der Regierungen der sechs Mitgliedstaaten. 
Es ist anzunehmen, daß die Konzentration der 
Befugnisse auf einen gemeinsamen Rat und eine 
gemeinsame Kommission diese beiden Organe 
stärken und damit zu einer beschleunigten Ver- 
wirklichung der Ziele der drei Gemeinschafts- 
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Verträge und darüber hinaus der europäischen 
Einigung beitragen wird. Damit ist die Fusion : 
bereits ein erster Schritt zur Verschmelzung der 
Gemeinschaften zu einer einzigen europäischen 
Gemeinschaft, die den gesamten Wirtschafts- 
bereich der Mitgliedstaaten umfaßt. ; 

i 

! 

4. Die Fusion der Organe bringt auch erhebliche : 
praktische Vorteile. Es liegt in der Natur der 
Dinge, daß das Nebeneinanderbestehen dreier 
Verwaltungsapparate zu Doppelarbeit und Rei- 
bungen führt und daß insbesondere Dinge, die 
auf den Grenzgebieten liegen, entweder in ver- 
schiedenem Sinn oder gar nicht bearbeitet wer- 
den. Die Versuche, dem durch lose Koordinie- 
rung der Gemeinschaftsorgane abzuhelfen, haben 
im wesentlichen keinen Erfolg gehabt. Auch be- 
deutet die Fusion rein technisch eine Rationali- 
sierung der europäsichen Verwaltung, insbeson- 
dere eine Einsparung von Arbeitskräften und 
von finanziellen Mitteln gegenüber der Entwick- 
lung, die bei einem Weiterbestehen des gegen- 
wärtigen Zustandes eintretcn würde. 

Im Verhältnis zu dritten Staaten bedeutet die 
Fusion eine wesentliche Vereinfachung des Ver- 
fahrens bei Beitritten und Assoziierungen. 

5. Für die Fusion der Räte und der Exekutiven 
boten sich mehrere technische Verfahren an, 
nämlich einmal die Änderung der Verträge, so 
daß jeder einzelne Vertragstext möglichst ein 
vollständiges Ganzes geblieben wäre; in diesem j 
Falle wäre der Fusionsvertrag dann ein Ände- 
rungsvertrag geworden, zu dem die Vorschriften ' 
über die Einsetzung eines gemeinsamen Rates 
und einer gemeinsamen Kommission sowie über 
den gemeinsamen Haushaltsplan und das ein- 
heitliche Beamtenstatut hinzugekommen wären. 
Der Vorteil dieser Lösung wäre gewesen, daß 
die drei durch den Fusionsvertrag geänderten 
Verträge in sich ohne Zuhilfenahme des Fusions- 
vertrages verständlich gewesen wären. Eine an- 
dere Lösung war der Abschluß eines für sich 
allein stehenden Fusionsvertrages, der an die 
Stelle der bisherigen Regelungen in den einzel- 
nen Gemeinschaftsverträgen tritt. Diese letztere 
Lösung haben die Regierungen vorgezogen. 

Zu den Vorschriften im einzelnen wird auf die 
Denkschrift der Bundesregierung in der Druck- 
sache IV/3530 hingewiesen. 

6. Der Ausschuß hat sich bei seinen Beratungen 
insbesondere mit dem Artikel 21 des Fusions- 


vertrags beschäftigt, durch den Artikel 78 des 
EGKS-Vertrags aufgehoben und durch neue Be- 
stimmungen ersetzt wird. Durch die neue Vor- 
schrift wird der Einfluß des Europäischen Parla- 
ments auf den Verwaltungshaushalt der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl über 
seinen Präsidenten im sogenannten Vier-Präsi- 
denten-Ausschuß des Artikels 78 des EGKS-Ver- 
trags ersatzlos beseitigt; an dessen Stelle wird 
vielmehr das Haushaltsrecht der Römischen Ver- 
träge gesetzt, bei denen der Haushalt allein 
durch den Rat mit qualifizierter Mehrheit fest- 
gestellt wird. 

7. Zum Ratifikationsgesetz ist im einzelnen noch 
festzustellen: 

a) Zur Einleitung hat der Bundesrat vorgeschla- 
gen, die Worte „mit Zustimmung des Bundes- 
rates" einzufügen. Der Ausschuß stimmt die- 
sem Vorschlag im Ergebnis zu und verweist 
dabei auf die Gegenäußerung der Bundes- 
regierung (S. 56 der Drucksache IV/3530). 

b) Zu Artikel 2 hat der Bundesrat die Bundes- 
regierung gebeten, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, in wel- 
cher Weise dem Landesgesetzgeber die Mög- 
lichkeit eröffnet werden kann, eine dem Arti- 
kel 2 des Gesetzentwurfs entsprechende Re- 
gelung auch für im Landesdienst stehende 
Beamte und Richter zu treffen. Die Bundes- 
regierung hat dem Vorschlag des Bundes- 
rates zugestimmt. Der Ausschuß schließt sich 
dieser Auffassung an und schlägt vor, in 
Satz 1 die Worte „Ein Bundesbeamter oder 
Richter im Bundesdienst", durch die Worte 
„Ein Beamter oder Richter" zu ersetzen. 

8. Der Ausschuß bedauert, daß bei den Verhai^- 
lungen über den Vertrag eine wichtige Gelegen- 
heit ungenutzt blieb, die Befugnisse des Euro- 
päischen Parlaments zu verstärken. Der Vertrag 
enthält die Fusion der Räte und Exekutiven und 
ist so eine Vorstufe zu einem Vertrag zur Fusion 
der Gemeinschaften. Der Bundestag sollte ihm 
unter Berücksichtigung seiner Bedeutung für 
die Weiterentwicklung der europäischen Insti- 
tutionen zuslimmen, aber gleichzeitig betonen, 
daß er es für unerläßlich hält, die Stellung des 
Europäischen Parlaments ständig — und vor 
allem auf dem Gebiet des Haushaltsrechts — zu 
verstärken. Aus diesem Grunde schlägt der Aus- 
schuß dem Bundestag auch die Annahme einer 
Entschließung vor. 


Bonn, den 16. Juni 1965 


Dr. Furier 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3530 — mit 
der Maßgabe anzunehmen, daß 

a) die Einleitung wie folgt gefaßt wird: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos- 
sen", 

b) in Artikel 2 Satz 1 die Worte „Ein Bundes- 
beamter oder Richter im Bundesdienst" durch 
die Worte „Ein Beamter oder Richter" ersetzt 
werden; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Bei der Beratung des Gesetzes zu dem Vertrag 
vom 8. April 1965 zur Einsetzung eines gemein- 
samen Rates und einer gemeinsamen Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaft bedauert 
der Deutsche Bundestag, daß eine wichtige Ge- 
legenheit ungenutzt blieb, die Befugnisse des 
Europäischen Parlaments zu verstärken. Der 
Vertrag enthält die Fusion der Räte und Exe- 
kutiven und ist eine Vorstufe zu einem Vertrag 
zur Fusion der Gemeinschaften. Unter Berück- 
sichtigung der Bedeutung des Vertrags für die 
Weiterentwicklung der europäischen Institutio- 
nen stimmt der Deutsche Bundestag ihm zu, be- 
tont aber, daß er es für unerläßlich hält, die 
Stellung des Europäischen Parlaments ständig — 
und vor allem auf dem Gebiet des Haushalts- 
rechts — • zu verstärken. 


Bonn, den 16. Juni 1965 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Dr. Furier 

Berichterstatter 


3 



